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unterschieden werden wird. Das führt mit großer 
Plausibilität im Übrigen auch dazu, dass es nach 
anfänglicher Datenaktualisierung schließlich zu ei-
ner Entlastung von Bürokratie und zum Zurück-
drängen der Datenkrake kommen wird, Herr Nückel. 

(Beifall von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Die Neuregelung führt ferner dazu, dass im Grund-
satz nunmehr alle einen einheitlichen Beitrag be-
zahlen müssen, was verständlicherweise bei bishe-
rigen Nurradiohörern Proteste auslöst. Sie äußern 
sich auch in Schreiben, die an mich oder auch an 
die Kollegen und Kolleginnen vom Landtag gerichtet 
sind. Das war aber auch zu erwarten, meine Damen 
und Herren. 

Ob es im Endeffekt zu Mehrbelastungen für die 
Kommunen oder die Wirtschaft kommen wird, ist 
zurzeit noch völlig offen. Herr Nückel, Sie sprechen 
zwar von offensichtlichen Kostensteigerungen, be-
lastbare Zahlen liegen aber noch nicht vor. 

Sie können sicher sein, dass sich die Landesregie-
rung im Rahmen der Evaluierung des 
15. Rundfunkänderungsstaatsvertrages dafür ein-
setzen wird, eventuell festgestellte unzumutbare 
Mehrbelastungen sowohl der Kommunen als auch 
der Wirtschaft zu beseitigen. 

Speziell dazu haben sich alle Landesregierungen – 
auch die, an denen die FDP in 2010/2011 noch be-
teiligt war – entschlossen, eine Evaluierung durch-
zuführen. Diese Evaluierung braucht aber eine 
Grundlage. Grundlage dafür ist, dass festgestellt 
wird, wie sich die Beitragseinnahmen entwickelt ha-
ben. Dies lässt sich zurzeit noch nicht gesichert ab-
sehen. 

Deshalb sieht der Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trag ein geordnetes Verfahren vor. Die Rundfunk-
anstalten ermitteln Einnahmen und Ausgaben und 
legen diese zur Überprüfung der KEF vor. Die KEF 
prüft diese Angaben und kommt zu einem Be-
schluss, der sich im 19. KEF-Bericht niederschlagen 
wird. 

Für die Vorlage des Entwurfs dieses Berichts ist 
zurzeit der Dezember 2013 vorgesehen. Dies lässt 
sich weder durch eine Entschließung unseres Land-
tags noch durch eine Entschließung aller Landtage 
beschleunigen. Die KEF muss schlicht und ergrei-
fend die notwendige Zeit haben, die Angaben der 
Rundfunkanstalten zu überprüfen. Daran muss 
festgehalten werden. 

Meine Damen und Herren, im Übrigen haben die 
Vorarbeiten für eine Evaluierung auf Fachebene bei 
den Rundfunkreferenten längst begonnen, sodass 
nach Vorliegen des KEF-Berichts zügig gehandelt 
werden kann. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Wir sind damit am Schluss der Bera-

tung zu diesem Tagesordnungspunkt und stimmen 
ab.  

Die antragstellende Fraktion der FDP hat direkte 
Abstimmung beantragt. Wir stimmen somit über den 
Inhalt des Antrags Drucksache 16/2286 ab. Wer 
ist für diesen Antrag? – Die FDP-Fraktion und die 
CDU-Fraktion. 

(Jochen Ott [SPD]: Ein paar von der CDU!) 

Wer ist gegen den Antrag? – Die Piraten, die SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Enthält sich jemand 
der Stimme? – Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

5 Hochschulfinanzierung transparent gestalten – 
Benachteiligung von Hochschulen durch leis-
tungsorientierte Mittelvergabe beenden  

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/2281 

Die Fraktionen haben sich zwischenzeitlich darauf 
verständigt, dass dieser Antrag ohne Debatte in den 
Ausschuss überwiesen werden soll. 

Nach § 79 unserer Geschäftsordnung lautet die 
Überweisungsempfehlung wie folgt: Der Antrag 
Drucksache 16/2281 wird an den Ausschuss für 
Innovation, Wissenschaft und Forschung über-
wiesen und nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses im Plenum beraten und ab-
gestimmt. – Ich darf diejenigen um ein Handzeichen 
bitten, die dieser Überweisungsempfehlung so Fol-
ge leisten möchten. – Ist jemand dagegen? – Ent-
hält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Damit ist 
der Antrag entsprechend überwiesen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

6 NRW bekennt sich zur grundgesetzlich garan-
tierten Wissenschafts- und Forschungsfrei-
heit  

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/2289 

Ich eröffne die Beratung. Für die antragstellende 
Fraktion hat Frau Kollegin Freimuth das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wir wollen mit der heutigen Debat-
te und Entscheidung die Klarstellung des nordrhein-
westfälischen Landtags, dass Zivilklauseln, die auf 
ein Verbot von Forschungsvorhaben zielen, deren 
Ergebnisse auch militärisch nutzbar sein könnten, 
rechtlich unzulässig sind, weil damit die grundge-
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setzlich garantierte Wissenschafts- und For-
schungsfreiheit in unzulässiger Weise einge-
schränkt und natürlich auch die Autonomie und die 
Leistungsfähigkeit von Wissenschaft und Forschung 
beeinträchtigt würden. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir erwarten, dass die-
ser Einschränkung der Forschungs- und Wissen-
schaftsfreiheit ein klares Nein des nordrhein-
westfälischen Landtags entgegengehalten wird. 

(Dietmar Bell [SPD]: Da können Sie lange 
warten!) 

– Irgendwie überrascht mich das nicht wirklich, Herr 
Kollege Bell. Eine solche Klarstellung ist aber 
gleichwohl nötig. Immerhin hat eine Partei, die an 
dieser Regierungskoalition beteiligt ist, auf ihrem 
Parteitag eine solche Klarstellung erforderlich ge-
macht.  

Meine Damen und Herren, gerade für Hochschulen 
als Ort der Grundlagenforschung gilt, dass die Frei-
heit bei der Auswahl von Forschungsgegenständen 
und von Methoden selbstverständlich in verfas-
sungsrechtlichen Grenzen Grundvoraussetzung für 
wissenschaftliche Innovationskraft und Qualität ist. 
Denn wie unterscheidet sich denn Forschung zum 
„guten“ Zweck von solcher zum „schlechten“ in der 
wissenschaftlichen Methodik? Wie können belast-
bare Unterscheidungen zwischen Forschungen mit 
Inhalten, die als zivil gelten könnten, und solchen, 
die als militärisch eingestuft werden, denn ausse-
hen?  

Begrifflichkeiten wie „ethische Verantwortung“ oder 
„friedliche Zwecke“ bedürfen regelmäßig einer Aus-
legung und inhaltlichen Definition. Fast unmöglich 
sind die Unterscheidungen in der Praxis, wenn es 
um die Forschung geht, die in die sogenannten Du-
al-Use-Güter, also sowohl zivil als auch militärisch 
einsetzbare Produkte und Technologien, mündet. 
Wollen wir diese Disziplin zum Beispiel bei der Frie-
dens- und Konfliktforschung verbieten, nur weil die 
Erkenntnisse aus dieser Disziplin in der Regel auch 
militärisch nutzbar sind? Das wäre wirklich Ironie 
und eine groteske Situation. 

Was ist mit Forschungen, die mit der Absicht ange-
stellt werden, militärisch nutzbares Wissen oder mi-
litärisch nutzbare Technologien zu entwickeln, die 
aber dann Anwendung im zivilen Bereich finden, 
zum Beispiel in der Medizin – Traumaforschung ist 
ein Stichwort –, in der Sicherung der zivilen Luft-
fahrt, im Katastrophenschutz? Wollte man hier der 
Forschung Verbote entgegenhalten, wäre das Inter-
net möglicherweise gar nicht entwickelt worden, und 
es würden sich auf der einen Seite dieses Raumes 
sicherlich dann viele Sinnfragen stellen.  

Meine Damen und Herren, die FDP will For-
schungsvorhaben nicht unter einen Generalver-
dacht stellen. 

(Beifall von der FDP) 

Die Abgrenzungsprobleme setzen sich bei den Auf-
traggebern und Projektpartnern fort. Würde man 
sämtlichen Unternehmen, deren Produkte oder 
Wissen auch militärisch genutzt werden könnten – 
beginnend mit der metallverarbeitenden Industrie, 
man kann weiter gehen zur Luftfahrt, zur Chemie, 
zur Informationstechnologie oder der Automobilin-
dustrie –, verbieten zu forschen, dann wäre die An-
zahl der Auftraggeber und der Projektpartner, die 
dann noch zulässig wären, sehr überschaubar. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Forschungsfreiheit heißt nicht Verantwor-
tungslosigkeit. Ein gesellschaftlicher Diskurs über 
und mit Forschung und Wissenschaft ist grundsätz-
lich zu begrüßen. Dieser kann gegebenenfalls auch 
durch Aufnahme von Transparenzregelungen für 
aus Steuergeldern finanzierte Forschung in den 
Förderungsbewilligungen ermöglicht werden.  

Ziel darf es dabei gerade nicht sein, wissenschaftli-
che Arbeiten, die sich auch mit militärisch relevan-
ten Themen befassen, zu verhindern. Es gilt aber 
dann auch zu berücksichtigen, dass es auch ge-
wichtige Gründe geben kann, bestimmte Erkennt-
nisse nicht oder zumindest nicht sofort in jeder Ein-
zelheit offenzulegen. Es kann sein, dass gerade die 
ethische Verantwortung von Forscherinnen und 
Forschern dafür spricht, wissenschaftliche Erkennt-
nisse nicht publik zu machen. Wir können das zum 
Beispiel in der aktuellen Debatte um die Veröffentli-
chung der Forschungsergebnisse beim Influenzavi-
rus H5N1 deutlich sehen. 

Meine Damen und Herren, in einer Diskussion über 
Transparenz an Forschung liegt auch ein Potenzial 
für eine Gefährdung der Allgemeinheit. Der Ruf 
nach grenzenloser Transparenz bedingt neue Dis-
kussionsansätze und Fragen.  

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Kollegin Frei-
muth, Ihre Redezeit.  

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident, ich kom-
me zum Schluss.  

Aber wenn wir die Forschungs- und Wissenschafts-
freiheit im Grundsatz nicht garantieren und nicht si-
cherstellen, dass diese Freiheit nur durch die Gren-
zen der Verfassung, aber eben nicht darüber hinaus 
eingeschränkt wird, dann erübrigen sich auch sol-
che Debatten um Transparenz. Deshalb ist diese 
Klarstellung nötig. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun die Kollegin Preuß-Buchholz. 
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Iris Preuß-Buchholz
*)
 (SPD): Sehr geehrter Herr 

Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
schon ein bemerkenswerter Vorgang, wenn die 
FDP einen Antrag auf Basis einer Stellungnahme 
einer grünen Ministerin aus einem anderen Bundes-
land stellt.  

Wenn man den Antrag, den die FDP hier heute vor-
gelegt hat, mit der Stellungnahme der Ministerin für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst des Landes 
Baden-Württemberg, Frau Theresia Bauer, von De-
zember 2012 vergleicht, dann fallen einem zwei 
Dinge auf: 

erstens die fast wortgenaue Übernahme von dem, 
was wir heute unter II.1 beschließen sollen, und 
zweitens, dass das Thema „Transparenzregeln für 
Forschungen an Hochschulen“, welches in der oben 
genannten Stellungnahme der baden-
württembergischen Ministerin ebenfalls thematisiert 
wird, von der FDP nicht übernommen wurde. 

Ich erlaube mir, ähnlich wie es die FDP für den von 
ihr heute vorgelegten Antrag gemacht hat, mich 
ebenfalls auf dieses Papier zu beziehen und fange 
bei genau dem Punkt an, den die FDP in diesem 
Zusammenhang ausgespart hat: der Idee von 
Transparenzregeln für Forschungen an unseren 
Hochschulen.  

Forschungsfreiheit heißt nicht Verantwortungslosig-
keit. Aus öffentlichen Mitteln finanzierte Wissen-
schaft muss sich stets auch dem öffentlichen Dis-
kurs stellen. Die SPD erwartet von unseren Hoch-
schulen, dass sie bei der Lösung von sozialen, öko-
logischen und ethischen Problemen unseres Ge-
meinwesens ihren Beitrag leisten. 

Erfreulich ist, dass mir aus meiner Tätigkeit im Aus-
schuss für Innovation, Wissenschaft und Forschung 
keine Hochschule in unserem Land bekannt ist, an 
der das nicht gelebter Alltag ist. Wir haben keinen 
Anlass anzunehmen, dass die Hochschulen dieser 
Aufgabe derzeit nicht gerecht werden. 

Das Thema „Zivilklauseln an Hochschulen“ ist kein 
neues Thema. Bereits in den 1970er-Jahren verab-
schiedeten einige Universitäten, unter anderem 
auch die Technische Universität Darmstadt, eine 
entsprechende Klausel, mit der die Durchführung 
militärischer Auftragsforschung abgelehnt wurde. An 
vielen Universitäten engagieren sich Studierende 
und auch Hochschullehrer in Initiativen, die die Ein-
führung von Zivilklauseln zum Ziel haben. Diese Ini-
tiativen beweisen, dass es an den Hochschulen ei-
ne Bewegung gibt, für die Forschungsfreiheit und 
Verantwortung für die Folgen des eigenen Handelns 
zusammengehören. 

Wir begrüßen es, wenn die Hochschulen Zivilklau-
seln in ihren Grundordnungen im Wege der Selbst-
verpflichtung aufnehmen. Für eine gesetzliche Ver-
pflichtung der Hochschulen sehen wir keinen 
Grund. 

Die Freiheit der Forschung ist heute – das darf ich 
in aller Deutlichkeit sagen – nicht durch unser de-
mokratisches Gemeinwesen bedroht, sondern am 
ehesten dadurch, dass oftmals genau das nachge-
forscht wird, was Einrichtungen und Unternehmen 
mit entsprechend hohen Ressourcen nachfragen.  

Ich stelle deshalb fest: Die SPD steht zu Art. 5 
Abs. 3 unseres Grundgesetzes. Wir lehnen den hier 
vorgelegten Antrag der FDP als überflüssig ab. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die CDU-Fraktion hat das Wort der 
Kollege Dr. Berger. 

Dr. Stefan Berger (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Preuß-Buchholz, der vor-
liegende Antrag der FDP hat sicherlich einen aktuel-
len Bezug. Es sind nicht nur Äußerungen von Minis-
terinnen und Ministern aus anderen Bundesländern, 
sondern es sind auch Beschlüsse der Grünen in 
Nordrhein-Westfalen von deren Landesparteitag, 
die Anlass geben, einen solchen Antrag im Plenum 
des nordrhein-westfälischen Landtags zu diskutie-
ren. 

(Zuruf von der SPD: Schauen Sie sich doch 
mal Ihre Anträge an!) 

Die Grünen haben auf ihrem Landesparteitag zu-
nächst einmal festgestellt: Die Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen handeln in Freiheit. – Das konnte 
bei der grünen Basis natürlich nicht mit Wohlwollen 
goutiert werden; da musste der grüne Landespartei-
tag einschreiten. 

Darum hat er erst einmal erklärt: Wenn die Hoch-
schulen ihre Finanzmittel selber verwenden wollen, 
dann müssen wir dagegen sein und ihnen jetzt vor-
schreiben, wofür sie ihre Gelder verwenden sollen. 
Wenn die Universitäten ihre Professoren jetzt selber 
ernennen wollen, dann müssen die Landesgrünen 
dagegen sein und die Dienst- und Fachaufsicht 
wieder ins Ministerium verlegen.  

(Beifall von der CDU) 

Wenn Hochschulräte mit wirklich exzellenten Per-
sönlichkeiten Impulse an die Universitäten in unser 
Bundesland geben, sind auch da die Grünen dage-
gen und wollen die Hochschulfreiheit an dieser Stel-
le zurückschrauben. 

Die Grünen haben noch eine weitere Erkenntnis auf 
ihrem Landesparteitag gewonnen: Sie haben näm-
lich festgestellt, dass an unseren Hochschulen For-
schungsfreiheit herrscht. Das ging den Grünen na-
türlich auch zu weit. Deswegen wollen sie jetzt wie-
derum den Hochschulen vorschreiben, dass be-
stimmte Forschungen von vornherein ausgeschlos-
sen werden sollen. 
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(Zuruf von den GRÜNEN: Märchenstunde!) 

Die Grünen haben in ihrem Programm beschlos-
sen – Sie waren doch auch da –, dass in Nordrhein-
Westfalen nur ethisch einwandfreie Forschung statt-
finden soll,  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Und Sie möchten das 
nicht, oder?) 

dass Forschung auf friedliche Zwecke ausgerichtet 
sein soll. Dazu sollen die Hochschulen in ihren Sat-
zungen Zivilklauseln verankern.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Schweres Trauma, 
Herr Kollege, schweres Trauma!) 

Die FDP hat bereits ausgeführt, dass es völlig un-
klar ist, wie Begrifflichkeiten wie „ethische Verant-
wortung“ und „friedliche Zwecke“ in der Forschungs-
realität auszulegen sind. Das weiß kein Mensch.  

Es gibt zahlreiche Beispiele – in der Informatik, in 
den naturwissenschaftlichen Bereichen –,  

(Zuruf von der SPD: Wir sind hier in der Poli-
tik!) 

bei denen eine spätere militärische Nutzung nicht 
auszuschließen ist. Das ist doch jedem hier im Hau-
se klar. Es ist nicht nur das Internet, es sind nicht 
nur Navigationsgeräte oder ferngesteuerte Hub-
schrauber, die als Drohnen eingesetzt werden kön-
nen – die Fülle von Beispielen, die man hier anfüh-
ren könnte, ist nahezu endlos. 

Das reicht hin bis zum Konsum des Rübenzuckers, 
den wir Napoleons Handelsblockade gegen Eng-
land verdanken, der dann bei grünen Parteitagen 
auch nicht mehr gegessen werden dürfte, weil er ja 
für militärische Zwecke eingesetzt wurde.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ich halte es da mit unserer Landesrektorenkonfe-
renz, die klar sagt: 

„Universitäre Forschung hat sich seit jeher dem 
Erkenntnisgewinn und dem Fortschritt zum Woh-
le der Menschheit verschrieben. … Dabei neh-
men die nordrhein-westfälischen Universitäten 
ihre ethische Verantwortung aktiv wahr und for-
schen grundsätzlich im zivilen Bereich. ... Die 
Landesrektorenkonferenz sieht deswegen kei-
nen Bedarf, zusätzliche Regelungen auf Ebene 
des Hochschulgesetzes hierzu zu schaffen.“ 

Damit ist doch eigentlich alles gesagt.  

(Zuruf von der SPD: Dann würde ich doch 
Schluss machen!) 

Letztlich erkennt man an den Beschlüssen, die die 
Grünen auf ihrem Landesparteitag gefasst haben, 
dass Gleichmacherei, Nichtsitzenbleibenkönnen, 
Bevormundung und Entmündigung – beim absolu-
ten Rauchverbot, bei der Dichtheitsprüfung, beim 
Rauchmelderzwang – als durchgehendes Mittel und 
Instrument grüner Politik zu sehen ist. 

Im Grunde wollen Sie die Bevölkerung nach Ihrem 
Gusto umerziehen. Sie wollen nicht Leistung beloh-
nen, sondern Gesinnung. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Das zieht sich durch Ihre gesamte Politik in diesem 
Haus: bei Ihrer Schulpolitik, bei Ihrer Wissen-
schaftspolitik und bei Ihren Beschlüssen auf dem 
Landesparteitag.  

Ich sage Ihnen: Wenn Sie versuchen, die Menschen 
umzuerziehen, ist das Ihre Sache. Sie werden 
Schritt für Schritt alltagstotalitär.  

(Lachen von der SPD – Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Wir glauben, dass nur ein Mittel geeignet ist, diese 
Form von Gesellschaft zu verhindern, nämlich Frei-
heit und liberales Denken. Deswegen stimmen wir 
an dieser Stelle dem FDP-Antrag zu. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Berger. – Für die grüne Landtagsfrakti-
on hat nun Frau Dr. Seidl das Wort. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr. Berger, was soll 
man dazu noch sagen? 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Es ist aber schön, dass Sie sich mit unseren Partei-
tagsbeschlüssen auseinandersetzen. Gut ist es 
auch, wenn Sie hier mit uns im Landtag noch ein-
mal über das Thema diskutieren; denn zur gesell-
schaftlichen Verantwortung der Hochschulen gehört 
es, sich mit den Folgen von Forschung und Ent-
wicklung auseinanderzusetzen. Das sollte auch die 
CDU wissen. 

Wir sind offensichtlich unterschiedlicher Meinung, 
Frau Freimuth, ob in das Gesetz für die Hochschu-
len in unserem Land auch eine Präambel gehört, in 
der der Landtag ein Leitbild formuliert. Wir haben 
noch einmal reflektiert: Der damalige Wissen-
schaftsminister Pinkwart hat das zu Ihrer Regie-
rungszeit nicht so gesehen; denn die entscheiden-
den Sätze zu einer ethischen Ausrichtung von Wis-
senschaft und Forschung hat er mit dem Hinweis 
der Entbürokratisierung aus dem Hochschulgesetz 
gestrichen. 

(Angela Freimuth [FDP]: Es gibt die Präam-
bel des Grundgesetzes, Frau Kollegin!) 

Damit hat er dem sogenannten Hochschulfreiheits-
gesetz einen pseudoliberalen Stempel aufgedrückt.  

Sämtliche Themenbereiche, die damals zu den 
Aufgaben der Hochschulen gehörten – ob es um die 
Umwelt, die sozialen oder die ökologischen Fragen 
ging –, hat er herausgestrichen.  
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Zu unserem Selbstverständnis gehört es, dass wir 
uns als Gesetzgeber ausdrücklich dafür ausspre-
chen, dass es Aufgabe einer heutigen Wissen-
schaftspolitik sein muss, angesichts der ethischen 
Verantwortung der Hochschulen – ich zitiere aus 
unseren Eckpunkten – zentrale Beiträge zu umfas-
senden technologischen und sozialen Innovationen 
zu liefern und dabei ökologische, ökonomische und 
soziale Folgen zu berücksichtigen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist in der Tat Teil unserer Verabredung in der 
Koalition. Das können Sie in den Eckpunkten zum 
Hochschulzukunftsgesetz gerne noch einmal nach-
lesen. Wenn Sie heute einen künstlichen Konflikt 
aufmachen möchten, Herr Berger, zwischen Rot-
Grün oder etwa zwischen den Grünen in Baden-
Württemberg und in Nordrhein-Westfalen, dann lau-
fen Sie mit diesem Spaltungsversuch jedenfalls ins 
Leere.  

Die Frage, ob Forschung und Lehre an den Hoch-
schulen und Universitäten auf friedliche Zwecke be-
grenzt werden sollen, etwa mithilfe einer Zivilklausel 
in der Grundordnung, wird an den Hochschulen 
immer wieder offen diskutiert – nicht nur in den 
70er-Jahren, sondern das ist auch heute noch so. 
Ich finde es richtig, dass wir uns vor dieser durch-
aus berechtigten Forderung auch nicht wegducken.  

So verfügt bereits jetzt eine ganze Reihe von Hoch-
schulen in Deutschland über Formulierungen in ih-
ren Grundordnungen, die festschreiben, dass For-
schung friedlichen Zwecken dienen soll, so die Uni-
versitäten Konstanz und Tübingen. Die Hochschule 
Ulm verweist auf die im Leitbild festgeschriebene 
Haltung, dort entwickelte Technik solle sozialver-
träglich eingesetzt werden. Beim Karlsruher Institute 
of Technology, also dem KIT, muss zwischen dem 
nach wie vor mit einer Zivilklausel versehenen ehe-
maligen Forschungszentrum und dem Universitäts-
teil unterschieden werden. Für Letzteren hat der 
Senat am 12. Mai 2012 ethische Leitlinien be-
schlossen, zu denen auch eine Orientierung an 
friedlichen Zwecken gehört. Ebensolche finden sich 
in der Grundordnung der Universität Oldenburg, der 
Universität Rostock, der Universität Bremen und im 
Leitbild der TU Berlin. 

Wozu also dieser Popanz, der hier von Ihnen auf-
gebaut wird? Liebe Frau Freimuth, der Wunsch, 
sich im Rahmen einer Leitbilddiskussion an friedli-
chen Zwecken zu orientieren, ist offensichtlich an 
vielen Universitäten auch in Nordrhein-Westfalen 
vorhanden. Warum sollte sich dies nicht in unserem 
Hochschulgesetz widerspiegeln?  

Das unterscheidet uns auch wieder von Ihnen, Frau 
Freimuth und Herr Berger. Wir stehen eben nicht für 
eine Politik der Beliebigkeit. Wettbewerb und markt-
orientierte Ansätze führen nicht von alleine zu mehr 
Nachhaltigkeit und Qualität an unseren Hochschu-
len.  

Da Sie sich in Ihrer Argumentation ja auf Baden-
Württemberg beziehen, möchte ich Ihnen gerne aus 
der Debatte ein Zitat von Theresia Bauer vortragen, 
der Wissenschaftsministerin in Baden-Württemberg, 
das meines Erachtens die Frage einer Zivilklausel 
entideologisiert und ins richtige Verhältnis setzt.  

Sie sagt: Hinter der Zivilklausel steckt  

„ein Anliegen, dem man alle Sympathie entge-
genbringen möchte, nämlich das Anliegen, dass 
man sich darüber bewusst werden und sich 
klarmachen sollte …, dass Forschung relevant 
ist, dass Forschung risikobehaftet ist und dass 
Forschung sicher nicht immer einfach nur für 
Dinge eingesetzt wird, die gesellschaftlich er-
wünscht sind.  

Die Sensibilisierung in dieser Frage, was man 
mit Forschungsergebnissen machen kann, die 
Notwendigkeit, dass sich Forscherinnen und 
Forscher damit auseinandersetzen, dass eine 
Hochschule auch darüber diskutiert und dass ei-
ne Gesellschaft in die Lage versetzt wird, zu ent-
scheiden, wie sie damit umgehen möchte, alle 
diese Fragen sind hoch legitim, und es ist not-
wendig, sie zu stellen.“ 

(Angela Freimuth [FDP]: Das ist unbestritten!) 

– Was wollen wir denn anders? Warum dann dieser 
Antrag heute von Ihnen, Frau Freimuth? 

Deshalb beinhaltet der Weg nämlich auch beim KIT, 
also in Karlsruhe in Baden-Württemberg, kein For-
schungsverbot, aber eine Transparenz- und Frie-
densklausel, die lautet: Zur Wahrnehmung der 
Großforschungsaufgabe betreibt das KIT im Inte-
resse der Allgemeinheit Forschung und Entwicklung 
zu friedlichen Zwecken vorwiegend auf dem Gebiet 
der Technik und ihrer Grundlagen. – Zitat Ende. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Frau Kollegin, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Ich bin auch gleich am 
Ende. 

Insofern lassen sich auch in Gesetzen klare Aussa-
gen treffen, wenn es darum geht, verantwortlich mit 
Auftragsforschung umzugehen und die Gewissens-
freiheit von Forscherinnen und Forschern zu res-
pektieren.  

Sie können sicher sein, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von CDU und FDP, dass uns das in Nord-
rhein-Westfalen genauso gut gelingt wie in Baden-
Württemberg. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete. – Für die Piratenfraktion spricht der 
Kollege Bayer. 
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Oliver Bayer (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen, Wissen-
schaftler und Interessenten!  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Freiheit ist ein kostbares Gut. Wir dürfen sie nicht 
aus Angst, Furcht oder Misstrauen aufgeben. Das 
gilt auch für die in der Verfassung garantierte For-
schungsfreiheit.  

(Beifall von den PIRATEN und der FDP) 

Wenn die Hochschulen ein bestimmtes For-
schungsziel verfolgen, können wir nur erahnen, was 
für eine wissenschaftliche Erkenntnis wir daraus 
ziehen können. Es ist unsere ganzheitliche Aufga-
be, Forschungsergebnisse immer wieder auf ihre 
Vereinbarkeit mit etwaigen ethischen und gesell-
schaftlichen Auswirkungen zu überprüfen. Mit „un-
sere“ meine ich nicht uns Gesetzgeber, sondern 
uns Menschen. 

Hierbei ist es für die Weiterentwicklung der Gesell-
schaft nötig, einen Dialog offen und transparent zu 
führen. Etwas grundsätzlich zu verbieten, bedeutet, 
sich einer Diskussion nicht stellen zu wollen. 

Zivile und militärische Forschung klar voneinander 
zu trennen oder Dual Use zu berücksichtigen, ist für 
jede Hochschule, die eine Zivilklausel einführen 
möchte – es gibt auf dieser Ebene gute Gründe da-
für, das haben wir gehört –, eine Herausforderung. 
Eine landesweite Regelung dagegen würde ein Bü-
rokratiemonster schaffen.  

(Beifall von den PIRATEN und der FDP) 

Dass militärische Forschung zivilen Nutzen bringen 
kann – vom Internet einmal abgesehen –, hängt 
meist am entsprechend hohen Einsatz von Res-
sourcen. Wichtiger ist der umgekehrte Fall. Uralte 
mathematische Ideen, Jahrhunderte gänzlich ohne 
praktischen Nutzen, fast jede Oberflächentechnolo-
gie, Informationstechnologie generell – eigentlich 
alles hat einen militärischen Nutzen.  

Die Hochschulen in NRW sind nicht allein. Sobald 
es Forschungseinrichtungen gibt, die nicht mitma-
chen, greift die Zivilklausel als Instrument der natio-
nalen Friedensbewegung nicht. Auch außerhalb der 
Hochschulen können Auftraggeber ihre For-
schungsvorhaben fortsetzen. Die Militärforschung 
würde dann vollends in eine Welt der Geheimhal-
tungsverträge abgedrängt. Hochschulen dagegen 
sollten transparent und nachvollziehbar forschen 
und auch gerne im Rahmen des Verteidigungsauf-
trags. 

So ist die Zivilklausel als landesweites Instrument 
praktisch ungeeignet und wäre vermutlich sogar 
kontraproduktiv. Sie gefährdet das, was sie zu reg-
lementieren versucht: die Freiheit der Forschung.  

Allerdings bedrohen auch Rüstungsunternehmen 
die Forschungsfreiheit, und zwar indem sie die Ab-
hängigkeit der Hochschulen von Sponsoring und 

Drittmitteln nutzen, um Forschungsziele und die 
Wege der Wissenschaft zu diktieren.  

Hier muss die Landesregierung, müssen wir auf-
passen. Die Grundmittel für die Forschung der 
Hochschulen wurden gesenkt. Damit die Hochschu-
len weiterhin auf gleichem Niveau operieren kön-
nen, sind sie stärker auf die Einnahmen durch ex-
terne Auftraggeber angewiesen. Das ist das eigent-
liche Problem an den Hochschulen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Hier ist die Forschungsfreiheit bedroht durch starke 
finanzielle Abhängigkeiten von Unternehmen aller 
Art, die Forschungsziele und -wege vorgeben und 
auch die für die Wissenschaft unbedingt notwendige 
Transparenz einschränken. Anstatt den Hochschu-
len Geld in Form von Grundmitteln in die Hand zu 
geben, werden sie durch leistungsorientierte Mittel-
vergabe fehlgesteuert. Geben Sie den Hochschulen 
eine echte Möglichkeit, bei Bedarf „Rüstungsfor-
schung – nein, danke“ sagen zu können, 

(Beifall von den PIRATEN) 

sich aus freien Stücken auch gegen Drittmittel ent-
scheiden zu können. Geben Sie ihnen die nötigen 
Grundmittel. Wahl statt Sanktion! 

Sie können noch etwas tun: Sorgen Sie hier, im 
Bund und in Europa dafür, dass die Forschungsfrei-
heit auch nicht durch öffentliche Forschungsprojekte 
mit zu engen Zielvorgaben eingeschränkt wird. So-
lange Forschungsprojekte wie INDECT mit Steuer-
geldern über das 7. Forschungsrahmenprogramm 
finanziert werden, brauchen wir, einschließlich der 
Universität Wuppertal, nicht über eine landesweite 
Zivilklausel zu sprechen. Stoppt INDECT! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Laut Antrag soll der Landtag als Legislative be-
schließen, dass etwas rechtlich nicht zulässig ist, 
weil es die im Grundgesetz garantierte Wissen-
schafts- und Forschungsfreiheit einschränkt. Das ist 
ein wenig kurios. Die Aufforderung an die Landes-
regierung, allen Bestrebungen zur Einschränkung 
der Forschungsfreiheit entgegenzutreten, ist jedoch 
richtig. Das gilt für die Zivilklausel genauso wie für 
die Drittmittelabhängigkeit, Fremdbestimmung 
durch Sponsoring, intransparente und fragwürdige 
öffentliche Forschungsprojekte.  

Daher werde ich persönlich für den Antrag stimmen, 
andere werden ihn womöglich anders interpretie-
ren. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Bayer. – Nun spricht für die Landesregierung Frau 
Ministerin Schulze. 
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Svenja Schulze, Ministerin für Innovation, Wissen-
schaft und Forschung: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In den Eckpunkten zum Hoch-
schulzukunftsgesetz hat die Landesregierung ihre 
Anforderungen an eine zeitgemäße und leistungs-
fähige Wissenschaftspolitik sehr deutlich formuliert. 
Angesichts der ethischen Verantwortung der Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen erwarten wir 
zentrale Beiträge zu umfassenden technologischen 
und sozialen Innovationen. Dabei sollen ökologi-
sche, ökonomische und soziale Folgen gleicherma-
ßen berücksichtigt werden. Das gilt vor allem für die 
Anwendung und Umsetzung neuer wissenschaftli-
cher Erkenntnisse. 

Meine Damen und Herren, mir liegen keinerlei Er-
kenntnisse vor, dass Wissenschaft und Forschung 
in Nordrhein-Westfalen einen anderen Ansatz favo-
risieren. Die intensive Auseinandersetzung mit ethi-
schen Fragen findet alltäglich an unseren Hoch-
schulen statt, ohne als Einschränkung der Freiheit 
von Wissenschaft und Forschung gewertet zu wer-
den, die übrigens grundgesetzlich garantiert ist. Die 
kann man überhaupt nicht einschränken. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Angesichts der Debatte möchte ich Ihnen noch ein 
gutes Beispiel vorstellen, und zwar das Kompe-
tenznetzwerk Stammzellforschung. Dort werden seit 
mehr als zehn Jahren ethische Fragen mit und in 
der Öffentlichkeit diskutiert. Es wird größten Wert 
auf die Beteiligung und die Transparenz in der Ar-
beit gelegt. Auch in den Leitbildern etlicher Hoch-
schulen in Nordrhein-Westfalen spiegelt sich die 
Haltung wider, in Forschung und Lehre Teil und 
Vorbild eines friedlichen Miteinanders zu sein. 

Die Hochschulen und Forschungseinrichtungen in 
Nordrhein-Westfalen verbinden ihre ethische Ver-
antwortung ganz souverän mit der Wahrnehmung 
der grundgesetzlich garantierten Freiheit von Wis-
senschaft und Forschung. Die Landesregierung 
sieht keinen Grund, daran etwas zu verändern. Wer 
etwas anderes sagt, bewegt sich außerhalb des hier 
seit Jahrzehnten entwickelten Konsenses. Dafür 
braucht man keine neuen Bekenntnisse.  

Eben ist gesagt worden, dass das Ganze auch et-
was mit der Finanzierung der Hochschulen zu tun 
hat. Nur damit am Ende des Tages nichts Falsches 
stehen bleibt: Wenn man vergleicht, welche Zu-
schüsse die Hochschulen 2007 bekommen haben 
und welche sie heute erhalten, dann sind es rund 
25 % mehr. Dann kann man nicht davon reden, 
dass sie ausgehungert werden oder zu wenig Geld 
bekommen. Zeigen Sie mir einen Bereich in der 
Landesverwaltung, der in den letzten Jahren solche 
Zuwächse realisieren konnte! 

(Beifall von Nadja Lüders [SPD]) 

Davon zu reden, dass man sich nicht um Friedens-
forschung kümmern kann, weil das Geld dafür 

fehlt – das kann man so nicht begründen. – Ganz 
herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Frau Ministerin. – Es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor.  

Damit kommen wir zur Abstimmung. Die FDP-
Fraktion hat direkte Abstimmung beantragt. Wer 
stimmt dem Antrag Drucksache 16/2289 zu? – Die 
FDP-Fraktion und die CDU-Fraktion. 

(Zurufe von der SPD: Auszählen!) 

Wer stimmt gegen den Antrag? – Grüne und SPD. 
Wer enthält sich bei dem Antrag? – Es enthält sich 
ein Teil der Piratenfraktion. – Ich habe gesehen, ein 
Teil hat zugestimmt. Damit haben wir dennoch 
durch die Mehrheit ein eindeutiges Ergebnis: Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

7 Gesetz zur Stärkung der kommunalen Demo-
kratie 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/1468 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/2345 

Änderungsantrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/2430 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/2268 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/1557 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion Frau Kollegin Steinmann das Wort. 

Lisa Steinmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Werte Abgeordnete! Liebe Zuschauer und Zu-
hörer, gleich wo! Als ehemalige Fraktionsvorsitzen-
de und langjährige Mandatsträgerin im kommunalen 
Ehrenamt freue ich mich ganz besonders, heute die 
ersten Worte in diesem Hohen Haus zu einem mir 
wohl vertrauten Anliegen an Sie richten zu dürfen: 
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